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Liebe DJG-Mitglieder, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

am 27.02.2024 werden erneut die Weichen für die Personalratsarbeit in der 

Niedersächsischen Justiz gestellt. Wer bei der Einführung der elektronischen 

Akte nicht allein gelassen werden will, wer eine wertschätzende Bezahlung 

will, wer sich Respekt und Anerkennung von seinen Vorgesetzten wünscht, 

muss starke Personalräte haben, die auch unter Druck von „Oben“ die 

Interessen der Beschäftigten durchboxen, die auch vor 

Nichteinigungsverfahren nicht zurückschrecken, die auch Überstunden und 

lange Fahrzeiten in Kauf nehmen um Arbeitnehmerinteressen zu vertreten, die 

das nötige Fachwissen im Beamten- und Tarifbereich besitzen, die die Arbeit 

an der Basis kennen und dienstübergreifend Probleme lösen. Genau diese 

Fähigkeiten machen unsere Kandidaten für die Personalratswahlen aus. 

Deshalb ist es so wichtig, dass ihr unsere Kandidaten unterstützt und 

unbedingt am 27.02. zur Wahl geht und DJG wählt, die einzige 

dienstübergreifende Fachgewerkschaft in der Justiz. 

Die Kandidaten der DJG erhalten permanente Unterstützung durch die 

Gewerkschaft. Dienstherrnunabhängige Weiterbildung, persönlichen 

Dienstrechtsschutz, ein deutschlandweites Informationsnetzwerk und das alles 

konkret auf die Justiz zugeschnitten. Das ist, was unsere Kandidaten 

unterscheidet. 

Zehn Minuten eurer Zeit für vier Jahre Interessenvertretung und 

Unterstützung! 

 Schnappt euch eure Kolleginnen und Kollegen, geht mit der Abteilung, mit der 

Kaffeerunde zum Wahlbüro und unterstützt die DJG.  



 

Alleine, jeder für sich, werden wir nicht gewinnen. Die DJG ist die starke Kraft 

im Justizdienst. Wir setzen uns für Euch ein – sowohl in Tarifverhandlungen 

als auch gegenüber dem Gesetzgeber. Nur starke Gewerkschaften können 

bessere Arbeitsbedingungen durchsetzen, auch für Dich! Wir organisieren 

mehr als 1,3 Millionen Mitglieder im dbb – egal ob Anwärterin oder Anwärter, 

ob Tarifbeschäftigte oder Tarifbeschäftigter, ob Beamtin oder Beamter, egal 

ob Rentnerin oder Rentner, Versorgungsempfängerin oder 

Versorgungsempfänger.  

Arbeitnehmerrechte schützen – Interessen bündeln!  

Mit eurer Arbeit bildet ihr das Rückgrat der Justiz. Gemeinsam stellt ihr 

sicher, dass sie funktioniert. Was allerdings nicht funktioniert, ist das 

Gehaltsgefüge in der Niedersächsischen Justiz. Streichen – kürzen – abbauen 

– verschlechtern – mehr fällt der Arbeitgeberseite nicht ein.  

Jede Stimme für die DJG ist ein neues, sehr gutes Argument gegenüber 

den Arbeitgebern, unsere Forderungen nicht zu überhören. Ihr könnt es 

mitgestalten. 

Die Örtlichen PersonalRäte und die JugendAuszubildendenVertretungen 
verdienen ebenso eure Stimme. Schenkt den Personen eures Vertrauens 
diese. Jeder muss mit seiner Stimme Verantwortung übernehmen, über das, 
was in der Dienststelle passiert. Die uneingeschränkte Handlungswut in 
Dienststellen ohne Personalrat, zeigt uns immer wieder, wie wichtig das ist.
  
 

Danke für eure Unterstützung 

 

Bianca Korbanek 

Torsten Lieberam       
Vorsitzende DJG Landesgewerkschaft Niedersachsen 
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Unsere Kandidaten für den Hauptpersonalrat 
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Die elektronische Patientenakte kommt 
 
Informationen für beihilfeberechtigte Beamte und Versorgungsempfänger  

zur elektronischen Patientenakte  

Beamte und Versorgungsempfänger sollen ab dem Jahr 2025 Zugang 

zu der elektronischen Patientenakte erhalten. Dies wird über die 

jeweiligen privaten Krankenversicherungen organisiert.  

Zum Hintergrund 

Der Deutsche Bundestag hat mit dem Digital-Gesetz die Einführung der 

elektronischen Patientenakte (ePA) beschlossen. Mit der ePA können bislang an 

verschiedenen Orten vorliegende Dokumente, z. B. Behandlungen, Therapien 

oder Befunde, zentral an einer Stelle digital zusammengeführt und für 

Behandlungen verfügbar gemacht werden. Die Nutzung der ePA ist freiwillig und 

ersetzt nicht die Dokumentation des Arztes in der Praxis oder im Krankenhaus. 

Als Kernelement des Digital-Gesetzes wird die ePA ab 2025 für alle gesetzlich 

Versicherten bereitgestellt. Sie soll den Austausch und die Nutzung von 

Gesundheitsdaten vorantreiben und die Versorgung gezielt unterstützen. In 

einem ersten Schritt erfolgt die Einführung eines digital unterstützten 

Medikationsprozesses. Wer die ePA nicht nutzen möchte, kann dem 

widersprechen ("Opt-Out"). 

Regelungen für Beamte und Versorgungsempfänger 

Das Digital-Gesetz sieht vor, dass Unternehmen der privaten 

Krankenversicherung, der Postbeamtenkrankenkasse, der Krankenversorgung 

der Bundesbahnbeamten, der Bundespolizei und der Bundewehr ihren 

Versicherten zum Zweck der Verbesserung der Nutzerfreundlichkeit die Nutzung 

niedrigschwelliger digitaler Identitäten ermöglichen können. Auch können sie 

innerhalb der Telematikinfrastruktur ihren Versicherten eine elektronische 

Patientenakte anbieten. Diese muss dann ebenfalls die gesetzlichen Regelungen 

zur widerspruchsbasierten Akte ("Opt-Out") einhalten. Dadurch wird 

sichergestellt, dass innerhalb der Telematikinfrastruktur nur eine einheitliche 

elektronische Patientenakte existiert. 

Dies bedeutet, dass die digitale Patientenakte von der PKV und nicht von den 

jeweiligen Beihilfestellen bereitgestellt wird. Hierzu werden die jeweiligen 

Versicherer bis Ende 2024 ihre Versicherten zum weiteren Vorgehen informieren. 

Mit dieser Information von der jeweiligen Krankenversicherung kann man dann 

an seine Krankenversicherung für einen möglichen Widerspruch gegen die ePA 

herantreten. 



 

Mit beigefügter Information hat das Bundesverwaltungsamt darüber informiert, 

dass die Unternehmen der jeweiligen privaten Krankenversicherung für die ePA 

zuständig sind. Dies gilt neben dem Bund auch für die Länder gleichermaßen. 

Über den weiteren Verlauf zur Umsetzung werden wir berichten. 

US 

 

   

E-Bikes im Abo. 6 -24 Monate. Portofrei & inkl. Versicherung (greenstorm.eu) 

 

 

 Zusage der Übertragung der Tarifeinigung 
auf Beamte, Auszahlungszeitpunkt für 
Tarifbeschäftigte 
Übertragung der Tarifeinigung im öffentlichen Dienst: Niedersachsens 
Beamtinnen und Beamte sollen 3000 Euro Sonderzahlung zum Ausgleich der 
Inflation erhalten 

 

Die Niedersächsische Landesregierung hat einen Gesetzentwurf auf den Weg 
gebracht, um den niedersächsischen Beamtinnen und Beamten Sonderzahlungen 
von insgesamt 3000 Euro zu gewähren. Diese sollen die Folgen der gestiegenen 
Verbraucherpreise abmildern. Die Sonderzahlungen sollen auch Richterinnen und 
Richter sowie Referendarinnen und Referendare bekommen. Darüber hinaus sollen 
die Sonderzahlungen auch an die Versorgungsempfängerinnen und -empfänger in 
Höhe ihres individuellen Versorgungssatzes gehen sowie an die 
Altersgeldempfängerinnen und -empfänger in Höhe ihres individuellen Anteilssatzes. 
„Wir wollen sehr zeitnah den ersten Teil der Tarifeinigung für die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes auf unsere Beamtinnen und Beamten übertragen, da auch 
diese von der hohen Inflation betroffen sind", sagt der Niedersächsische 
Finanzminister Gerald Heere. 
Bei den Tarifverhandlungen für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der 
Länder war am 9. Dezember 2023 eine Einigung erzielt worden. Danach erhalten 

https://dbb-vorteilswelt.greenstorm.eu/e-bike-abo?hash=Pc61N5rYeQF9L2cXLbjHV


die Beschäftigten zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise 
eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 1800 Euro und von Januar bis Oktober 
2024 monatliche Sonderzahlungen von jeweils 120 Euro. Dieses Ergebnis soll mit 
dem Gesetzentwurf auf die Beamtinnen und Beamten übertragen werden. 
Die Übertragung der ebenfalls in den Tarifverhandlungen vereinbarten 
Entgeltsteigerungen soll in einem gesonderten Gesetzgebungsverfahren geregelt 
werden. „Die Übertragung einer Entgeltsteigerung auf die Beamtenschaft ist 
wesentlich komplexer. Wenn wir die gesamte Tarifeinigung in einem einzigen 
Verfahren behandeln würden, müssten die Beamtinnen und Beamten um Einiges 
länger auf ihre Sonderzahlungen warten", so Finanzminister Heere. „Deshalb haben 
wir uns im Interesse der Beamtinnen und Beamten für dieses stufenweise Verfahren 
entschieden." 
Sobald der Niedersächsische Landtag dem Gesetzentwurf zugestimmt hat, können 
die Auszahlungen in die Wege geleitet werden. Der Landeshaushalt 2024 wird 
dadurch insgesamt mit etwa 586 Millionen Euro belastet, die durch vorhandene 
Ansätze gedeckt sind. 
Die Beamtinnen und Beamten im Land und in den Kommunen sollen vorbehaltlich 
der Landtagsentscheidung voraussichtlich mit der Besoldung für April 2024 eine 
steuer- und abgabenfreie Inflationsausgleichsauszahlung einmalig in Höhe von 
1.800 Euro erhalten. Außerdem sind für die Monate Januar bis Oktober 2024 
monatliche Zahlungen in Höhe von 120 Euro vorgesehen, wobei die Beträge für 
Januar bis März in die Aprilzahlung einbezogen werden sollen. 
 
Auszahlung für Tarifbeschäftigte 
 
Die Kosten für die Sonderzahlungen an Tarifbeschäftigte belaufen sich 2024 auf 
rund 180 Millionen Euro. Auch hierfür hat die Landesregierung ausreichend 
Vorsorge getroffen. Das Niedersächsische Landesamt für Bezüge und Versorgung 
arbeitet an einer zeitnahen Auszahlung für die Tarifbeschäftigten. Voraussichtlich 
soll die erste Sonderzahlung zusammen mit den Februarbezügen erfolgen. Hierfür 
ist kein Beschluss des Landtages nötig. 
Pressestelle MF 

 

 

 

 



 

„Wir, die Beamten und Beamtinnen des mD 
A8 und A9, wurden vergessen!“ Leserbrief 
eines langjährigen DJG-Mitgliedes 

 

Liebe Mitglieder, 

der Unmut über die Gehaltsstruktur in der Justiz ist groß und verständlich. Eine Mail, 

wie ich sie fast täglich erhalte, möchte ich euch nicht vorenthalten. 

 

Hallo Torsten, 

im Schreiben vom 19.12.2023 vom OLG Celle steht: 

 

 

Ist beim MJ auch das strukturelle Ungleichgewicht von Berufsanfängern mD (bald A 

8) sowie EG 9a Angestellten zu den derzeitigen A8er und A9er mD bekannt, die alle 

höherwertigen Tätigkeiten ausführen und seit 30 – 40 Jahre im Dienst sind? Davon 

wurde in dem Schreiben des OLG nichts erwähnt. Der Unmut darüber ist sehr groß. 

Die Wertschätzung unserer geleisteten Arbeit ist derzeit gleich null. 

Hat sich die Gewerkschaft mit dem strukturellen Ungleichgewicht, das den 

langjährigen Beschäftigten des mittleren Dienstes (A8er und A9er) in der Justiz 

derzeit widerfährt, beschäftigt? Welche Forderungen werden diesbezüglich seitens 

der Gewerkschaft gestellt?  

Man hat den Eindruck, dass wir, die eine Laufbahnprüfung absolviert haben und 

über Jahrzehnte Fachwissen erworben haben, vergessen werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

…, Justizamtsinspektorin 

 



Und sie hat nicht ganz Unrecht mit ihren Gedanken. Man kann nicht die Hose am 

Gürtel ziehen und sich dann wundern, dass es im Schritt kneift. Unsere 

Tarifbeschäftigten haben zurecht ihre Eingruppierungsänderungen und 

Nachzahlungen erhalten. Sie wurden über Jahre mit Vorsatz unterbezahlt. Die DJG 

wies permanent darauf hin und forderte Abhilfe. Die DJG führte die Klagen dagegen, 

kein anderer! 

Das Gehaltsgefüge ist am Ende ein genaues Zusammenspiel, wie ein Uhrwerk. Man 

muss Auswirkungen bedenken und diesen entgegenwirken oder ausgleichen. 

Die Deutsche Justizgewerkschaft fordert seit der Bestätigung des BAG-Urteils zur 

geänderten Eingruppierung die Anpassung dieser Gehaltsstruktur. Das heißt man 

muss gesamtheitlich auf diese schauen und Veränderungen überall vornehmen. 

Was übernommen wurde, war lediglich die Hebung des Einstiegssamtes im 

mittleren Dienst. Unsere Idee war die gesamtheitliche Anpassung.  

Diese Forderung wurde von uns auf der Klausurtagung im Januar erneut 

überarbeitet und angepasst und lautet wie folgt: 

 

Anpassung der Beamtenbesoldung an die korrigierte 

Eingruppierung im Tarifbereich 

 
Die DJG fordert die Anpassung der Beamtenbesoldung an die korrigierte 

Eingruppierung bei den Angestellten. 

In den Verfahren 4 AZR 195/20 und 4 AZR 196/20 vor dem BAG wurde festgestellt, 

dass die Tätigkeiten in den Serviceeinheiten ganzheitlich höherwertig sind. 

Höherwertige Tätigkeiten bedeuten höhere Eingruppierung im Tarifbereich. Eine 

Umsetzung ist erfolgt. 

Die Folge davon muss sein: Gleiches Geld für gleiche Arbeit. 

Das heißt, dass ein verbeamteter Kollege für die gleiche Arbeit eine entsprechende 

Besoldung erhalten muss, denn beide führen identische, ganzheitlich höherwertige 

Tätigkeiten aus. Diese Diskrepanz führt zu einer enormen Unzufriedenheit und zu 

Abwanderung. 

Der Grundsatz „Gleiches Geld für gleiche Arbeit“ ließe sich durch die Anhebung des 

Eingangsamtes im ehemaligen mittleren Dienst (1.2.) auf A8 umsetzen.  



Aufgrund der Anhebung des Eingangsamtes und dem Grundsatz des 

Abstandsgebotes ist das gesamte Besoldungsgefüge in der Justiz zu überarbeiten und 

anzupassen. 

Eine Verbesserung der Nachwuchsgewinnung und der Mitarbeiterbindung sind 

weitere Argumente für eine Anhebung. Die Justiz als dritte Säule der Gewalt und Teil 

der Demokratie und die Vielfalt sowie der Umfang an höherwertigen Aufgaben sind 

ein Heraushebungsmerkmal zu anderen Bereichen. 

In den letzten Jahren sind in großem Umfang Aufgaben von dem Richterdienst auf 

den Rechtspflegerdienst sowie von diesem auf den mittleren Dienst übertragen 

worden. Die Anhebung trägt dieser Übertragung verantwortungsvoller Aufgaben 

Rechnung. 

Die DJG fordert deshalb: 

 

- Anhebung des Eingangsamtes in der Laufbahn 1.1. (ehemaliger einfacher Dienst) 

nach A7 und die Hebung des Endamtes nach A9mZ. Die Zwischenstufen müssen 

jeweils mindestens um eine Stufe angehoben werden (A 7 -> A8, A8 -> A9 usw.). 

- Anhebung des Eingangsamtes in der Laufbahn 1.2. ehemaliger mittler Dienst nach 

A8 und die Hebung des Endamtes nach A10mZ. Die Zwischenstufen müssen jeweils 

mindestens um eine Stufe angehoben werden (A8 -> A9, A9 -> A10, A9mZ -> A10mZ).  

- Anhebung des Einstiegsamtes in der Laufbahn 2.1. (ehemaliger gehobener Dienst) 

nach A11 und die Hebung des Endamtes nach A14mZ. Die Zwischenstufen müssen 

jeweils um eine Stufe angehoben werden (A11 -> A12, A12 -> A13, A13mZ -> A14mZ).  

- Anhebung des Einstiegsamtes in der Laufbahn der Gerichtsvollzieher nach A9 und 

die Hebung des Endamtes nach A10mZ. Die Zwischenstufen müssen jeweils um eine 

Stufe angehoben werden (A9 -> A10 usw.)  

- Anhebung des Einstiegsamtes in der Laufbahn der Sozialarbeiter nach A10 und die 

Hebung des Endamtes nach A13mZ. Die Zwischenstufen müssen jeweils um eine 

Stufe angehoben werden (A9 -> A10 usw.) 

- Als Folge muss auch für den Bereich der Amtsanwälte, der Richter und 

Staatsanwälte eine Stellenhebung erfolgen. 

Eine dementsprechende Anpassung der Stellenobergrenzenverordnung muss die 

Folge sein. 



 

Pauschale Beihife, Hamburger Modell 

 

Anbei Infos zum Hamburger Modell und eine Antwort des Finanzministeriums auf 
eine Anfrage eines DJG-Mitgliedes dazu. Danke Julia, dafür! 
 
 
 
 Sehr geehrte Frau …, 
 
haben Sie vielen Dank für Ihre Anfrage, ich muss Sie allerdings noch um ein wenig 
Geduld bitten. Ab dem 1. Februar wird das Niedersächsische Landesamt für Bezüge 
und Versorgung eine Service-Hotline zur pauschalen Beihilfe anbieten. Sie werden 
dann die Möglichkeit haben, sich Ihre Frage unter der Telefonnummer 04941 13 
5000 beantworten zu lassen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Antje Tiede 
_____________________________ 
Pressesprecherin des 
Niedersächsischen Finanzministeriums 

 

Auf der nächste Seite geht’s weiter! 
 
 

 

 



 

 

 



 

www.bbbank.de/dbb 

aus NBB und dbb (Links zu aktuellen Beiträgen) 

Demokratie  

Extremismus hat bei uns keinen Platz – Politik muss handeln  

Radikale und menschenfeindliche Positionen haben weder im Staatsdienst noch im dbb etwas zu 
suchen. 

 

Niedersachsen  

Tarifergebnis wird 1:1 auf Besoldung und Versorgung übertragen  

Der Niedersächsische Beamtenbund und Tarifunion (NBB) begrüßt die Ergebnisse der 

Besoldungsgespräche am 12. Januar 2024 mit dem niedersächsischen Finanzminister Gerald Heere zur 

inhalts- und wirkungsgleichen Übernahme des Tarifergebnisses. 

 

dbb Monitor öffentlicher Dienst 2024  

Staatsdienst: Beschäftigte wollen digitaler arbeiten  

Immer mehr Aufgaben, immer weniger Personal: Damit der öffentliche Dienst trotzdem funktionieren 

kann, muss er schnell digitaler werden, fordert der dbb. 

 

 

 

https://www.dbb.de/mitgliedschaft-service/vorteilswelt.html 

https://www.dbb.de/mitgliedschaft-service/vorsorgewerk.html 
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https://smex-ctp.trendmicro.com/wis/clicktime/v1/query?url=https%3a%2f%2f129797.seu2.cleverreach.com%2fc%2f90673489%2ff7a25df43224%2ds6s87r&umid=70373029-8b00-4fd5-b25d-43fa0e11643a&auth=587aeb337942f089f47e386de88b26fb2432fef7-8a1c0425d905d02a96955c54286686574b9865e5
https://www.dbb.de/mitgliedschaft-service/vorteilswelt.html
https://www.dbb.de/mitgliedschaft-service/vorsorgewerk.html


Infos unseres Kooperationspartners 

 

Liebe Mitglieder der DJG  

wir haben unsere Vorteile für euch erweitert: 

• JETZT NEU: Baufinanzierung mit bestem BBBank-Zins  

• JETZT NEU: 0,– Euro für Visa ClassicCard  
Schwarze VisaCard inkl. Versicherungsleistungen zum Sonderpreis von 29,90 

Euro p. a. 

Weiterhin gültig sind folgende Vorteile: 

• Das Girokonto der BBBank mit bis zu 200,– Euro Startprämie für dbb-Mitglieder 
und Eure Angehörigen 

• Das junge Girokonto für alle unter 30 ohne Kontoführungsentgelt mit bis zu 
200,– Euro Startprämie 

• Online-Wunschkredit  

• weltweit gebührenfrei Geld abheben mit der Visa DirectCard (Ausgabe einer 
Debitkarte) 

Alle Details sind auf unserer Homepage www.bbbank.de/dbb zu finden oder in den 

beigefügten pdf´s am Ende der Mail.  

Für Fragen stehe ich gerne zur Verfügung 

  

Ich wünsche eine schöne Restwoche und ein schönes Wochenende    

 

 

 

  
  

Antje Stets 

Landesdirektorin Öffentlicher Sektor 

Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, 

Hamburg, Niedersachsen, Bremen 

 

Mobil: 0162 27 30 942 

E-Mail: antje.stets@bbbank.de 

 www.bbbank.de/dbb 

  

https://smex-ctp.trendmicro.com/wis/clicktime/v1/query?url=https%3a%2f%2fwww.bbbank.de%2fgirokonto%2fkarte%2fdirectcard.html&umid=ecfbcb99-1c43-4862-af2b-89ea091bfab8&auth=45d85f9edbaabb02d14fc72b3dbac2362b9bf8b4-4bdaa24b8d82b4e65e6f8370bf13b60970d90a50
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mailto:antje.stets@bbbank.de
https://smex-ctp.trendmicro.com/wis/clicktime/v1/query?url=http%3a%2f%2fwww.bbbank.de&umid=ecfbcb99-1c43-4862-af2b-89ea091bfab8&auth=45d85f9edbaabb02d14fc72b3dbac2362b9bf8b4-a7860a944ae5143f76d4e2c36363d8eebf6d750f


 

 



 

 


